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portation aller Insassen nach Auschwitz und räumte ein, daß 
auf die von seinem Referat ausgearbeiteten Schutzhaftan­
träge hin mindestens 48 Menschen in Konzentrationslager 
verbracht wurden und weitere 4 nach Festnahme im Polizei­
gefängnis zu Tode kamen. Erstmals vor dem Senat hat der 
Angeklagte die Anzahl der von ihm selbst begangenen Miß­
handlungen konkretisiert. Daß er dabei eine Peitsche be­
nutzte, konnte im Ergebnis der Beweisaufnahme nicht mit 
zweifelsfreier Sicherheit festgestellt werden.

Die Aussagen des Angeklagten stehen in allen wesentli­
chen Fragen mit den Aussagen der vom Senat vernommenen 
Zeugen, die selbst Opfer der faschistischen Willkür waren, in 
Übereinstimmung und auch nicht in Widerspruch zu den Aus­
sagen der weiteren Zeugen A., K. und W. Gleiches gilt hin­
sichtlich weiterer Zeugenaussagen, die verlesen wurden.

Als Aufzeichnungen verlesen bzw. vorgehalten hat der 
1 Senat auch Auszüge und Schriftstücke aus den VdN-Unter- 

lagen von Opfern bzw. deren Angehörigen, soweit sie für das 
Verfahren Bedeutung hatten. Auch hieraus ergaben sich keine 
beachtlichen Widersprüche zu den eigenen Einlassungen des 
Angeklagten, jedoch wurden viele Tatumstände dadurch kon­
kretisiert. Diese Aussagen der Zeugen und die verlesenen und J vorgehaltenen Aufzeichnungen und andere Beweismittel wa­
ren zugleich in sich eindeutig und begründen keine Zweifel 
an der Wahrheit der damit vermittelten Tatsachen. Der Sach­
verhalt beruht weiterhin auf verlesenen Schriftstücken bzw. 
deren beglaubigten Kopien, in denen Anweisungen der fa­
schistischen Machthaber, insbesondere des RSHA und Akti­
vitäten der Staatspolizeileitstelle belegt sind. Weiterhin wur­
den verlesen: notwendige Auszüge aus Gesetzen und Verord­
nungen sowie Erlassen und anderen Festlegungen der faschi­
stischen Machtorgane. Entsprechendes gilt für Hinweise und 
Informationen, die von den zuständigen Vertretern der 
„Reichsvereinigung der Juden in Deutschland“ an jüdische 
Menschen übermittelt werden mußten.

Besondere Bedeutung für die Feststellung des Sachver­
halts hatten schriftliche Auskünfte des staatlichen Museums 
von Oswigeim (VR Polen), deren deutsche Übersetzung ver­
lesen wurde, und das mit Hilfe der tschechoslowakischen Re­
gierungskommission zur Verfolgung von Nazi-Kriegsverbre- 
chen erstattete Gutachten des Museums Terezin.

Zur Person des Angeklagten wurden Dokumente zu seiner 
Entwicklung sowie auch Weisungen und Dokumente der fa­
schistischen Gestapo-Führung in der Hauptverhandlung ge­
mäß § 51 StPO zur Kenntnis gebracht. Gleichermaßen wurden 
Personaldokumente zum Leben und Verhalten des Angeklag­
ten nach 1945 zum Gegenstand der Beweisaufnahme gemacht.

Der Senat verlas in der Hauptverhandlung Auszüge aus 
dem Urteil des Internationalen Militärgerichtshofes gegen die 
Hauptkriegsverbrecher und aus den Urteilen des Obersten 
Gerichts gegen Globke und Fischer.

Durch den festgestellten Sachverhalt ist die Teilnahme des 
Angeklagten an den verbrecherischen Maßnahmen des fa­
schistischen deutschen Staates zur Verfolgung und Vernich­
tung der jüdischen Bevölkerung bewiesen. Der Angeklagte 
ist demnach schwerer, vorsätzlich und mehrfach sowie im 
Rahmen des faschistischen Systems der Massenvernichtung 
arbeitsteilig begangener Verbrechen gegen die Menschlich­
keit schuldig.

Die Handlungen des Angeklagten erfüllen den Tatbestand 
des Art. 6 Buchst, c des Statuts für den Internationalen Mili­
tärgerichtshof (IMT-Statut) vom 8. August 1945. Dieses Statut 
enthält die für die Beurteilung der Handlungen des Ange­
klagten anzuwendenden völkerrechtlich verbindlichen Nor­
men, die für die Rechtsprechung der Gerichte der DDR auf 
der Grundlage der Verfassung der DDR unmittelbar gelten­
des Recht sind und demnach die materiellen Tatbestände ent­
halten, die zur rechtlichen Einschätzung der verbrecherischen 
Tätigkeit des Angeklagten heranzuziehen sind.

Das IMT-Statut hat entsprechend dem erklärten Willen 
der Völker, Verbrechen gegen den Frieden, gegen die Mensch­
lichkeit und Kriegsverbrechen unnachsichtig zu bestrafen, in 
seinen Tatbeständen die bereits vorher völkerrechtlich aner­
kannten Verbote des Aggressionsverbrechens, des Völker­
mordes, des Mordes und der Mißhandlungen von Kriegsge­
fangenen und der Zivilbevölkerung zu Vefbrechenstatbestän-

den ausgestaltet. Damit sind die zur Kennzeichnung und Ab­
urteilung solcher staatlich organisierten Massenverbrechen, 
wie sie der deutsche Faschismus in Verfolgung der Ziele je­
ner imperialistischen Kreise, die ihn an die Macht brachten 
und die auf die Ausrottung und Ausräubung ganzer Völker 
und Bevölkerungsteile ausgerichtet waren, begangen hat, er­
forderlichen strafrechtlichen Tatbestände definiert und für 
jene Staaten, die sich völkerrechtlich zum IMT-Statut beken­
nen, auch in ihrer Anwendung verbindlich festgelegt worden. 
Diese Tatbestände erfassen völkerrechtlich bereits zuvor als 
verbrecherisch erkannte Aggressions- und Terrorhandlungen 
und widersniegeln anerkannte humanitäre Auffassungen 
über die Achtung grundsätzlicher Rechte des Menschen auf 
Frieden, Leben, Gesundheit und Freiheit.

Die Tatbestände des IMT-Statuts sind durch Entschlie­
ßungen der Vereinten Nationen vom 11. Dezember 1946 und 
vom 21. November 1947 in ihrer völkerrechtlichen Verbind­
lichkeit bestätigt worden. Die daraus resultierende Pflicht al­
ler Staaten, derartig charakterisierte Verbrechen unnachsich­
tig aufzudecken und die Täter entsprechend dem individuellen 
Maß ihrer Schuld abzuurteilen, und zwar ständig und unab­
hängig vom Zeitablauf seit der Begehung des Verbrechens, 
hat die DDR uneingeschränkt erfüllt und entspricht dieser 
Verpflichtung auch jetzt und in Zukunft.

Auf der Grundlage der völligen Beseitigung des Faschis­
mus und Militarismus und seiner politischen und ökonomi­
schen Wurzeln, nämlich der Herrschaft des deutschen Impe­
rialismus, auf dem Boden der DDR und angesichts der hier 
erfolgten Errichtung einer sozialistischen Gesellschaftsord­
nung ist die Wiederholung derartiger Verbrechen in Über­
einstimmung mit der Staatsdoktrin, daß nie wieder von deut­
schem Boden ein Krieg ausgehen darf, unmöglich gemacht.

Es entspricht zugleich dem Willen der friedliebenden Be­
völkerung der DDR, im Interesse des Friedens der Mensch­
heit und zur Warnung vor derartigen gegen ganze Menschen­
gruppen gerichteten terroristischen Verbrechen jeden straf­
rechtlich zu verfolgen, der an den faschistischen Verbrechen 
mitgewirkt hat, auch wenn diese Verbrechen, wie im Falle 
des Angeklagten, 40 Jahre und mehr zurückliegen. Dem liegt 
das in Art. 8 der Verfassung der DDR erklärte Prinzip zu­
grunde, daß die allgemein anerkannten, dem Frieden und der 
friedlichen Zusammenarbeit der Menschen dienenden Regeln 
des Völkerrechts für die Staatsmacht und jeden Bürger der 
DDR verbindlich sind.

Daraus ist in Art. 91 der Verfassung der DDR ausdrücklich 
die Bestimmung abgeleitet, daß die allgemein anerkannten 
Normen des Völkerrechts über die Bestrafung von Verbrechen 
gegen den Frieden, die Menschlichkeit und von Kriegsverbre­
chen unmittelbar geltendes Recht sind und derartige Verbre­
chen auch keiner Verjährung unterliegen. Damit wird die 
DDR der UNO-Konvention vom 26. November 1968 über die 
Nichtverjährbarkeit derartiger Verbrechen gerecht. Dem ent­
spricht die ständige Rechtsprechung der Gerichte der DDR.

Hiervon ausgehend, bestimmt sich die Verantwortlichkeit 
des Angeklagten Henry Schmidt aus der unmittelbaren An­
wendung der im IMT-Statut genannten Tatbestände als ma­
terielles Strafrecht. Das ist in § 1 Abs. 6 EGStGB/StPO aus­
drücklich und in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht ge­
regelt.

Die Handlungen des Angeklagten sind daher in Beachtung 
der vom Internationalen Militärgerichtshof selbst zur An­
wendung dieser Tatbestände gegebenen und in der ständigen 
Rechtsprechung der Gerichte der DDR hervorgehobenen Aus­
legungen rechtlich zu würdigen. Seine Schuld war — in Be­
achtung der vom Internationalen Militärgerichtshof vorge­
nommenen Verurteilung der Gestapo als verbrecherische Or­
ganisation — streng individuell an den in Art. 6 Buchst, c 
IMT-Statut beschriebenen Begehungsweisen von Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit zu prüfen.

Der Angeklagte hat in seiner dienstlichen Tätigkeit als 
Kriminalkommissar bei der Staatspolizeileitstelle Dresden — 
also einer Gestapo-Dienststelle — und zugleich als SS-Führer 
maßgeblich an der von den faschistischen Machthabern er­
sonnenen und in massenhafter und grausamer Weise durch­
geführten Verfolgung und Ausrottung von jüdischen Men­
schen teilgenommen. Die Verfolgung dieser Menschen erfolgte


